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1. Aufgabenfelder und Gremienbesetzung

Unter dem Dach der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V.. (LAGS) haben sich über 30 Selbsthilfeverbände behinderter und chronisch kranker Menschen und ihrer Angehörigen aus Bremen und Bremerhaven zusammengeschlossen. Die LAGS arbeitet für die Selbstbestimmung und Selbstvertretung von Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen. Die LAGS unterstützt die Selbsthilfe der Betroffenen und fördert deren Vernetzung zum gemeinsamen Erfahrungsaustausch und zur gegenseitigen Unterstützung.

Arbeitsschwerpunkte der LAGS Bremen e.V. sind u.a.:

· Unterstützung von behinderten und chronisch kranken Menschen bei der Bewältigung von Krankheiten und psychischen Problemen,

· Information und Beratung behinderter und chronisch kranker Menschen über die aktuelle Entwicklung in der Sozial-, Gesundheits- und Behindertenpolitik,

· Unterrichtung der gesetzgebenden Organe und zuständigen Behörden über Probleme, Bedürfnisse, Anliegen und Forderungen von behinderten Menschen,

· Anregung gegenüber Öffentlichkeit, Verwaltung und Politik von Maßnahmen, die zur Verbesserung der gesundheitlichen, gesellschaftlichen und persönlichen Lage behinderter und chronisch kranker Menschen dienen,

· Sozialberatung zu allen relevanten Themen für Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung,

· Hinweis auf weiterführende Informations- und Beratungsleistungen,

· Ermöglichung von Arbeitskreisen für Selbsthilfeinteressierte und öffentlichkeitswirksame Hinweise hierauf,

· Zusammenarbeit mit Organisationen ähnlicher Zielsetzungen,

· enge Kooperation mit dem Landesbehindertenbeauftragten.

Zu den satzungsgemäßen Zielen der LAGS gehört zudem die Koordinierung der Interessen von Menschen mit Beeinträchtigungen und deren Vertretung gegenüber Öffentlichkeit, Politik, Behörden, Ausschüssen und Institutionen.

Im Rahmen dieser Aufgabenstellungen ist die LAGS in folgenden Gremien bzw. ständigen Ausschüssen vertreten:

· in der Deputation für Soziales beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales in beratender Funktion (vgl. hierzu Gliederungspunkt 5.2),

· im beratenden Ausschuss für behinderte Menschen bei dem Integrationsamt,

· im Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt,

· in der zentralen Arbeitsgruppe zur Versorgung Geistig- und Mehrfachbehinderter und psychisch Kranker beim Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· im Landespflegeausschuss,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten bei der überörtlichen Betreuungsbehörde des Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände in der Arbeitsgruppe “Rahmenvertrag nach SGB XII”,

· im Forum Barrierefreies Bremen,

· im Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskriminierung behinderter Menschen,

· im Arbeits- und Gesprächskreis Behinderung und Sexualität,

· beim Runden Tisch Behindertenpolitik Bremen,

· im Beirat der Behindertenverbände Bremens zur Begleitung des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes.

2. Der Vorstand der LAGS Bremen
Der auf der Mitgliederversammlung am 30. Juni 2005 gewählte Vorstand der LAGS Bremen prägt nicht nur die Verbandspolitik, sondern hat auch im vergangenen Jahr wieder konkret und persönlich an der Umsetzung seiner inhaltlichen Vorgaben durch kontinuierliches ehrenamtliches Engagement beigetragen. Auf der Mitgliederversammlung am 29.06.2006 wurde der Vorstand einstimmig von den anwesenden Vertretern der Mitgliederversammlung entlastet.

Für folgende Arbeitsbereiche sind die jeweiligen Vorstandsmitglieder zuständig, regelmäßig tätig und auch persönlich ansprechbar:

Matthias Weinert

(1. Vorsitzender)
Gesetzgebung, Beratender Ausschuss beim Integrationsamt



Dieter Stegmann

(2. Vorsitzender)

Bauen, Wohnen, ÖPNV

Andreas Hoops

(Rechnungsführer)
Finanzen, Betreuungsrecht




Patrick George

(Beisitzer)
Hörgeschädigte, berufliche Integration und berufliche Betreuung behinderter Menschen


Jürgen Karbe

(Beisitzer)

Blinde und Sehbehinderte

Fritz Terveer

(Beisitzer)

Forum Barrierefreies Bremen, Internetstadtführer

Lydia Stegmann

(Beisitzerin)
Frauen und Behinderung

Bei Bedarf nehmen Sie bitte Kontakt zu einem Vorstandsmitglied über die Geschäftsstelle der LAGS auf.

3. Die Geschäfts- und Beratungsstelle der LAGS
Schwerpunkte der Geschäftsstellenarbeit liegen in den Bereichen Mitgliederbetreuung, Koordination, Informationsverteilung, Administration, Planung, Beratung, politische Gremienarbeit, Interessenvertretung und Öffentlichkeitsarbeit. 

Das Beratungsangebot - eines der zentralen Tätigkeitsfelder der LAGS Bremen - umfasste im Berichtszeitraum persönliche Beratungen in der Geschäftsstelle sowie fernmündliche, häusliche und schriftliche Beratungen. Im Mittelpunkt der Beratungen des vergangenen Jahres standen traditionell folgende Themenbereiche: Nachteilsausgleiche, Behinderung und Schwerbehindertenausweis, Leistungsansprüche, Selbsthilfegruppen, Wohnberatung, Mitarbeit in Verbänden und Vereinen, Arbeit und Beruf, Urlaub, Betreuungsrecht sowie die Vermittlung von Rechtsbetreuung. 

Die LAGS ist von Montag bis Donnerstag telefonisch erreichbar von 8.00 - 16.30 Uhr und Freitag von 8.00 - 13.00 Uhr. Zu diesen Zeiten können auch Termine für persönliche Beratungsgespräche vereinbart werden.

4. Verbandsarbeit und -Entwicklung
Auf der Mitgliederversammlung am 29.06.2006 stimmten die anwesenden Mitgliedsverbände einstimmig der Umbenennung der LAGH zu. Wir heißen seitdem: Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. Die Kurzbezeichnung des Vereins lautet: LAG Selbsthilfe (LAGS). Post erreicht uns nach wie vor und auch in Zukunft unter der bekannten Adresse: Waller Heerstraße 55, 28217 Bremen. Ebenso unverändert bleiben unsere Telefon- und Faxnummer: Tel.: 0421 - 38 777-14 / -0, Fax: 0421/ -38 777-99.

Unsere Homepage hat dagegen eine neue Adresse. Sie lautet: www.lags-bremen.de, Emails erreichen uns unter: info@lags-bremen.de 

Zum Hintergrund der Umbenennung: Mitte 2005 hat sich die Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte in Düsseldorf, unser Dachverband, einen neuen Namen gegeben. Die Mitgliederversammlung der BAGH votierte mehrheitlich für den Namen: BAG SELBSTHILFE – Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung und ihre Angehörigen e.V. Mit dieser Umbenennung folgte die BAG SELBSTHILFE einer Reihe von anderen Landesarbeitsgemeinschaften der Länder, die in den vergangenen Jahren durch neue Namensgebungen den Selbsthilfecharakter des jeweiligen Verbandes auf diese Weise auch nach außen unterstrichen.

Der Vorstand der LAGH Bremen nahm die Namensänderung der BAGH zum Anlass, auch in Bremen eine solche Namensänderung auf den Weg zu bringen. Den in den 70er Jahren gewählten Namen „Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte“ hielten wir nicht mehr für zeitgemäß, zumal wir uns der Selbsthilfe und dem selbstbestimmten Leben behinderter Menschen in unserer verbandlichen Ausrichtung und täglichen Arbeit verpflichtet fühlen.

Neben der Umbenennung sprach sich die Bremer Mitgliederversammlung am 29.06.2006 einstimmig auch für einige inhaltliche und redaktionelle Änderungen der Satzung aus. 

Trotz Kürzungen von Fördermitteln für die LAGS Bremen durch den Senator für Soziales hat sich die LAGS um die Aufrechterhaltung ihrer Informations- und Beratungsleistungen auch im Berichtszeitraum erfolgreich bemüht. Über die Angebote im Beratungsbereich wurde bereits unter Punkt 3 dieses Berichts informiert. Die LAGS erbringt zudem themenübergreifende Informations- und Beratungsleistungen für Menschen mit chronischer Erkrankung und Behinderung im Rahmen entsprechender Publikationen mit sozial- und gesundheitspolitischem Inhalt. Informationsverteilung erfolgt zum einen durch regelmäßig verbreitete Schriften (Selbsthilfe/ Jahresspiegel/ Jahresbericht des Vorstands/ Protokolle des AK Protest/ Einladungen zu den diversen Arbeitskreisen der LAGS, Material für die Protesttage, Dokumentationen der Protesttage). Zum anderen werden sozial- und behindertenpolitische Informationen weitergeleitet durch die Versendung und Bereitstellung von relevanten und nicht periodisch erscheinenden Schriften (Gesetzestexte, Veranstaltungshinweise, Dokumentationen u.s.w.).

Dank der finanziellen Förderung durch die Krankenkassen konnten wir zudem weiter unseren vierteljährlich erscheinenden Informationsdienst herausgeben. Im Informationsdienst werden sowohl aktuelle Beiträge aus den Mitgliedsverbänden, von lokalen und überregionalen Veranstaltungen und über relevante Publikationen veröffentlicht, als auch Informationen aus Sozialpolitik, Rechtspolitik und der öffentlichen Diskussion zu behindertenpolitischen Themen. Die steigende Zahl der Anforderungen des Infodienstes einerseits und die regelmäßigen Anfragen nach weitergehenden Informationen andererseits sind ein wichtiges Indiz dafür, dass dieses Informationsmedium von Mitgliedsverbänden, Einzelpersonen und Freunden der LAGS weiterhin interessiert zur Kenntnis genommen wird.

5. Finanzen
Der Rechnungsführer der LAGS Bremen wird - wie in den Jahren zuvor - auf der Mitgliederversammlung einen genauen Bericht über die finanzielle Situation des Vereins geben.

6. arbeitskreise der LAGS Bremen
Die LAGS organisiert Arbeitskreise für behinderte und chronisch kranke Menschen. Sie bietet so - auch in Kooperation mit anderen Einrichtungen der Behindertenselbsthilfe - Foren, in denen Behinderte ihre Anliegen verbands- und behinderungsübergreifend formulieren, diskutieren und problematisieren können, um letztlich durch politische Aktivitäten, private Initiativen, persönliches Engagement oder durch Öffentlichkeitsarbeit zu einer Verbesserung ihrer Lebenssituation aktiv beizutragen. Mit anderen Worten: Die Arbeitskreise bieten Hilfe zur Selbsthilfe. 

6.1 Arbeitskreis Bremer Protest
Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen sowie von Organisationen von und für behinderte Menschen. Seit seiner Gründung im Jahr 1993 wurde der Arbeitskreis kontinuierlich zur festen Einrichtung der Behindertenselbsthilfe ausgebaut. An den allmonatlich stattfindenden Treffen in der Geschäftsstelle der LAGS Bremen beteiligen sich im Schnitt 20-25 Personen aus unterschiedlichen Organisationen oder aus privatem Interesse. Die Mitglieder des Arbeitskreises beschäftigen sich mit allen denkbaren Problemen der Behindertenselbsthilfe und leisten insbesondere die inhaltliche Vorbereitung der seit 1993 jährlich wiederkehrenden Tagesveranstaltung "Protesttag gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen". Nach dem Rückzug von Selbstbestimmt Leben Anfang 2004 aus dem AK Protest konnten mit dem Landesverband der Gehörlosen und dem Sozialverband Deutschland, Ortsverband Osterholz neue Bündnispartner als Mitorganisatoren für die Bremer Protesttage und das Behindertenparlament gefunden werden.

Thematische Schwerpunkte des Arbeitskreises für den Berichtszeitraum:

· Nachbereitung des 14. Bremer Protesttages vom 04.05.2006

· Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung des 14. Bremer Behindertenparlaments am 1.12.2006 anlässlich des Welttages der Behinderten

· Vorbereitung und Durchführung des 15. Bremer Protesttages am 3. Mai 2007

· Entsendung einer Delegation zum Regionaltreffen des Bundesverbandes für Körper- und Mehrfachbehinderte vom 04.-06. Mai 2007 in Bremen zur Berichterstattung über Erfahrungen und Erlebnisse rund um die Bremer Protesttage

6.2 forum barrierefreies Bremen
Das Forum Barrierefreies Bremen ist eine Arbeitsgemeinschaft behinderter Menschen, die sich schwerpunktmäßig mit den Bereichen, Bauen, Wohnen und Verkehr auf ihren allmonatlichen Sitzungen beschäftigt. Organisiert wird das Forum Barrierefreies Bremen arbeitsteilig von der LAGS und SelbstBestimmt Leben. Dazu gehören die Vorbereitung, Leitung und Nachbereitung der Sitzungen. Den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft geht es in erster Linie um den Abbau von baulichen Barrieren im öffentlichen Bereich. So setzten sich die Forumsmitglieder im Berichtszeitraum in Verhandlungen mit der Baubehörde und diversen privaten Bauherren für die barrierefreie Gestaltung von Neu- und Umbauten ein. 

Thematische Schwerpunkte des Forums für den Berichtszeitraum:

· Fortsetzung der Arbeiten am Internetstadtführer für behinderte Menschen (vgl. Jahresbericht der LAGS Bremen 2004/2005, S.17 ff.)

· Beteiligung an dem Projekt „Bremen baut Barrieren ab – Teil II“

· Stellungnahme zum Richtlinienentwurf „Barrierefreie Gestaltung baulicher Anlagen des öffentlichen Verkehrsraumes, öffentlicher Grünanlagen und öffentlicher Spiel- und Sportstätten“

· diverse Bauberatungen für öffentliche und private Bauherren bzw. -träger

· enge Zusammenarbeit mit dem Behindertenbeauftragten, der regelmäßig an den Sitzungen des Forums teilnimmt

6.3 Gesprächskreis Behinderung und Sexualität
"Was ich über Sexualität und Behinderung schon immer wissen wollte....!"

Das erfahren Interessierte seit nunmehr über vier Jahren im Gesprächskreis Behinderung und Sexualität der LAGS. Diese offene Gesprächsrunde trifft sich jeden zweiten Dienstag im Monat für ca. zwei Stunden in den Räumen der LAGS. In den Anfängen hat sich eine kleine Gruppe in diesem geschützten Rahmen freimütig über alle Themen ausgetauscht, die Behinderung und Sexualität betreffen. 

Erfahrungen, Erlebnisse, Erschwernisse, Unannehmlichkeiten, Glücksmomente, Praktiken, Hilfen und vieles mehr wurden besprochen oder auch nur erzählt und hinterfragt. Der Kreis der Interessierten hat einen "harten Kern" und unterschiedlich viele Neugierige oder "Tagesgäste". Meist trafen sich 8 bis 10 Menschen, in schlechten Zeiten auch weniger.

Anfang 2006 haben sich die Beteiligten ein neues Konzept der Treffen überlegt und umgesetzt. Mit Hilfe von Videofilmen wird die Kommunikationsbereitschaft der Teilnehmer angeregt. Bewegte Bilder zum Thema Behinderung und Sexualität bieten den schnellen Einstieg in Problembereiche und "lösen die Zunge". Das Konzept hat sich bewährt. Die Gruppe hat sich verstetigt und einen guten Zugang zum Thema und auch untereinander gefunden. Schnell wurde man miteinander vertraut und konnte frei reden.

Bei jeden Treffen werden zwei ca. 25 minütige Videos gezeigt. Das eine Video beschäftigt sich mit der Situation unterschiedlicher Menschen mit Behinderung. In den Filmen der "Arbeitsgemeinschaft Behinderte in den Medien" (www.abm-medien.de) wird gezeigt, wie behinderte Menschen ihr auf erste Sicht beschwerliches Leben meistern und Freude daran haben. Nur ein Mensch, der mit sich und seiner Behinderung im Reinen und lebensfroh ist, ist liebenswert. Er kann dann auch körperliche Liebe leben, geben und genießen. 

Die zweiten Videos sind 25 minütige Aufzeichnungen einer vielteiligen Dokumentation des Fernsehsenders N24 zum Thema "Die Sexualität des Menschen". Diese vom kanadischen TV Sender "Discovery Channel" (www.discoverychannel.ca) produzierten und mit dem kanadischen TV-Preis ausgezeichneten Episoden sind nach modernen Sehgewohnheiten in Szene gesetzt. Sie enthalten viele Informationen und neue auch wissenschaftliche Erkenntnisse zum Thema Sexualität des Menschen. Sie sind weder voyeuristisch noch pornographisch aufgemacht, sondern locker, professionell, unverkrampft und informativ.

Nach jedem Film findet eine längere Aussprache statt. Häufig werden die Themen vertieft und mit eigenen Erfahrungen und Erlebnissen der Teilnehmer angereichert. Dadurch kommt eine intime und offene Aussprache zu Stande, in deren Verlauf der eine oder andere vielleicht neue Erkenntnisse und Zugänge zu seiner Sexualität findet. Der Gesprächskreis fühlt sich der Diskretion und Offenheit verpflichtet. Jeder kann alles sagen, weil es nicht an Dritte weitergegeben wird.

7. Projekte und Kooperationen

7.1 Bremen baut Barrieren ab – Teil II
Im Sommer 2005 wurden die Landesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte Bremen (seit Juni 2006: Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V.) und der Verein Selbstbestimmt Leben Bremen (SL) vom Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales beauftragt, eine Maßnahmenliste zum „Abbau von Barrieren in Bremen“ zu erarbeiten. Diese Liste sollte öffentliche Straßen und Plätze sowie öffentliche Gebäude benennen, die behinderte Menschen wegen baulicher Barrieren nur mit Schwierigkeiten oder sogar überhaupt nicht nutzen können. Weiterhin galt es Empfehlungen auszusprechen, wo es aus Sicht behinderter Menschen besonders dringend erscheint, dass diese Orte barrierefrei gestaltet werden. Außerdem erwartete der Auftraggeber Verbesserungsvorschläge für die identifizierten Barrieren nebst Kostenschätzungen. Als Kooperationspartner konnten die Auftragnehmer LAGH und SL das Planungsbüro protze + theiling gewinnen, das seit vielen Jahren einen Schwerpunkt seiner Arbeit im Themenfeld „Barrierefreiheit in öffentlichen Freiräumen“ gesetzt hat.

Der dann im Dezember 2005 vorgelegte Gesamtbericht „Bremen baut Barrieren ab“ liefert schwerpunktmäßig objektbezogene Analysen. Er unternimmt mit dem Kapitel „Grundsätzliche Rückschlüsse und Ausblick“ aber auch einen ersten Versuch, Regeln der Barrierefreiheit aus der Vielzahl der Einzelbeispiele abzuleiten. Dieser Ansatz aus dem Gesamtbericht wird in diesem hier vorliegenden 2. Teil weiter ausgearbeitet. Dabei steht - wie auch schon im ersten Teil - die Beteiligung der verschiedenen Interessensverbände behinderter Menschen in Bremen im Mittelpunkt. Wiewohl hier in erster Linie der Partizipationsgedanke - Beteiligung behinderter Menschen, wenn es um ihre Belange geht - Leitgedanke war, kam vor dem Hintergrund der langjährigen Erfahrungen im Bereich barrierefreies Bauen die Erkenntnis hinzu, dass die Behindertenverbände selbst in einer fortwährenden Diskussion stehen und eigene Positionen diskutieren und finden mussten. Das Ergebnis des Diskussionsprozesses spiegelt sich in dem vorliegenden Projektbericht wieder.

Damit unterscheidet sich das Werk insbesondere mit Blick auf die Methodik von der Vorgehensweise der Bauverwaltung zur Erarbeitung von Baurichtlinien im öffentlichen Raum durch den Senator für Bau, Umwelt und Verkehr. Eine Beteiligung behinderter Menschen und ihrer Verbände an der Erarbeitung der Baurichtlinien sollte – aus arbeitsökonomischen Gründen – erst nach Fertigstellung des Gesamtentwurfes erfolgen, so die verantwortlichen Verwaltungsvertreter. Dieser späte Zeitpunkt der Beteiligung birgt aber erfahrungsgemäß das grundsätzliche Risiko in sich, dass Positionen der bremischen Behindertenverbände nicht angemessen berücksichtigt werden und später nachgearbeitet werden müssen. Für die Erarbeitung einer Richtlinie zur barrierefreien Gestaltung im öffentlichen Raum ist es jedoch nicht ausreichend, sich auf Verwaltungsebene vornehmlich auf DIN-Normen und Fachliteratur zum Themenkreis zu stützen. Aus Sicht der Interessenvertretungen behinderter Menschen ist die Einbindung von Perspektiven und Bedürfnissen behinderter Menschen eine wesentliche Voraussetzung für eine bedürfnisorientierte Richtlinie „Barrierefreies Bauen“.

Befragungen und Gespräche mit behinderten Menschen in Bremen - Wünsche und Defizite

Die begrenzte Perspektive von Richtlinien und DIN-Normen wird schon durch Erfahrungen mit den vorhandenen Normen deutlich. Die Anwendung im Einzelfall oder die Fragestellungen, die über eine konkrete, materielle Ausführung hinausgehen, kann eine DIN-Norm oder landesweite Richtlinie nicht regeln.

Welche Fragestellungen aber die Menschen mit Behinderungen in Bremen beschäftigt und betrifft, ist Gegenstand des hier vorliegenden Projektberichtes. 

Dabei geht es um die Wünsche für Barrierefreiheit in Bremen und um die alltäglich festzustellenden Defizite. Hier soll dieses Projekt über die bereits erstellte Maßnahmenliste hinaus verdeutlichen, welche Mobilitäts- und leider auch Vermeidungsstrategien behinderte Menschen - je nach Mobilitätsbeschränkung – verfolgen (müssen). Damit wird zweierlei gleich von Beginn an deutlich: 

Zur Findung von Positionen aus der Perspektive behinderter Menschen wurde für die dargelegten Regeln und Maßnahmenvorschläge ein Beteiligungsverfahren gewählt, das Menschen mit unterschiedlichen Behinderungsformen einbinden sollte.

Dazu entwickelten die Auftragnehmer zwei ergebnisoffene Fragestellungen, anhand derer im Rahmen von Einzel- und Gruppeninterviews Blinde, Sehbehinderte, Rollstuhlfahrer und Gehbehinderte befragt wurden. Eine Frage war dabei eher den Wünschen für Barrierefreiheit und eine Frage eher der Benennung von Defiziten gewidmet. Unter dem Motto "Wenn es nur nach mir ginge" – wurden nachfolgende zwei Fragen zur Barrierefreiheit im öffentlichen Raum in Bremen gestellt:

1. Frage: Die Bürgermeisterfrage - 
Wenn es nur nach Dir und Deinen Bedürfnissen ginge und Geld keine Rolle spielen würde: Welche Änderungen an öffentlichen Straßen, Plätzen incl. Haltestellen, Ampel- und Lichtanlagen, Parkplätzen etc. in Bremen würdest Du sofort veranlassen? Warum wären Dir diese Änderungen wichtig?

2. Frage: Die Alltagsfrage - 
Mache Dich bitte in Gedanken auf den Weg zu Zielen, die Du im Alltag häufiger aufsuchst, z.B. Freunde oder Verwandte, den Arbeitsplatz, Ämter, Geschäfte, Veranstaltungen oder Orte, an denen Du Deine Freizeit verbringst. Welchen Schwierigkeiten begegnest Du auf dem Weg dorthin? Wie versuchst Du, sie zu überwinden? Was könnte Dir dabei helfen?

Im weiteren Verlauf der Arbeit wurden die Antworten zu den beiden Fragen in den Gruppen- und Einzelinterviews dokumentiert. Es zeigt sich, dass viele Wünsche an der Alltagsnotwendigkeit orientiert sind. Das fertige Werk zeigt letztlich auf, welche konkreten Wünsche und Forderungen behinderte Menschen an ein Regelwerk „Barrierefreies Bauen im öffentlichen Raum“ stellen.

7.2. Internet-Stadtführer für Mobilitätsbehinderte
Im Jahresbericht 2004/ 2005 stellten wir ausführlich das Projekt Internetstadtführer für Mobilitätsbehinderte vor. Die Kooperationspartner des Bremer Internetstadtführer-Projektes – LAGS und SL – haben die Arbeiten an der Online-Datenbank im Berichtszeitraum fortgeführt. Folgende Objekte wurden erhoben:

· Gustav-Heinemann-Bürgerhaus

· Bürgerhaus Mahndorf

· Bremer Theater

· Finanzamt (Haus des Reiches)

· Sozialzentrum Nord

· Sozialzentrum Huchting

· Bürgerhaus Hemelingen

· Bürgerhaus Obervieland

· Bürgerhaus Oslebshausen

· Bürgerzentrum Vahr

· Sozialzentrum Mitte

· Sozialzentrum Ost

· Rathaus

· Bürgerschaft

· Börsenhof

7.3. PRotest wegen kürzungen beim sonderfahrdienst
Trotz aller Proteste, Demonstrationen, Gespräche und Versprechungen von  Sozialpolitiker/innen aller Fraktionen hat die Sozialdeputation auf ihrer Sitzung am 30.05.2006 gegen die Stimmen von Bündnis 90 / Die Grünen die Neuregelung der Härtefall-Regelung im Sonderfahrdienst für behinderte Menschen beschlossen. (Einzelheiten der Regelung siehe Info-Dienst 2/2006 der LAGH v. 22.05.2006).

Auch führten Gespräche der Vertreter der Behindertenselbsthilfe und Sozialverbände mit den in der Bremischen Bürgerschaft vertretenen Fraktionen im Vorfeld der Haushaltsberatungen nicht zum Ein​lenken oder Umdenken der Politik.

350.000 Euro für die Jahre 2006/2007 waren nicht mehr zu finden. Ein wahrhaft sozialpolitischer Skandal, der selbst in Bremen ohne Beispiel ist. Jetzt werden insbesondere Heimbewohner offen diskriminiert!

Die betroffenen behinderten Menschen machten auf dem 2. Treffen des Neuen Fahrdienstforums am 04.07.2006 in den Räumen des Sozialen Friedensdienstes - organisiert von LAGS und SL - ihrem Ärger und ihrer Enttäuschung Luft, bekräftigten aber gleichzeitig ihre Entschlossenheit, sich mit allen verfügbaren Mitteln weiterhin wehren zu wollen.

Das bedeutet:

· Neue Anträge auf Teilnahme am Sonderfahrdienst stellen!

· Gegen abgelehnte Anträge Widerspruch einlegen!

· Abgelehnte Widersprüche mit Klage vor dem Verwaltungsgericht beantworten!

· Weiterhin Gespräche mit Politikern führen!

· Das Verfahren für ein Volksbegehren über ein erweitertes ÖPNV-Gesetz auf den Weg bringen!

7.4. Vierzehntes Bremer Behindertenparlament
Mit vielfältigen Neuerungen organisierte der Arbeitskreis Bremer Protest das 14. Bremer Behindertenparlament am 1. Dezember 2006 zum Welttag der Behinderten. In den zahlreichen Vorbereitungssitzungen unter dem Dach der LAG Selbsthilfe, dem Landesverband der Gehörlosen und dem Sozialverband Deutschland, Ortsverband Osterholz werteten die Mitglieder des Arbeitskreises die vergangenen Behindertenparlamente aus. Ein wichtiges Ergebnis: Das Behindertenparlament braucht mehr Zeit. So waren sich alle einig, in diesem Jahr 2 Stunden mehr anzusetzen. Und die waren angesichts der Vielzahl der Beschlussvorschläge, aktuellen Themen, leidenschaftlichen Debatten und zahlreichen Wortbeiträgen der Behindertenparlamentarier auch dringend nötig.

Eine weitere Neuerung: Das Präsidium trat mit einer Doppelspitze an. Die erste Hälfte leitete Kassandra Ruhm, der dann Dieter Stegmann von der LAG Selbsthilfe als Präsident des Behindertenparlaments folgte. Bevor zu Beginn des 14. Behindertenparlaments Kassandra Ruhm vom Präsidenten der Bürgerschaft die Ordnungsglocke übergeben wurde, strich dieser in einer Rede heraus, dass der seit dem 01.07.2005 amtierende Bremer Behindertenbeauftragte Dr. Joachim Steinbrück nicht mehr aus seinem Amt wegzudenken ist und sein Vertrag werde bis zum 31.12.2007 verlängert. Große Freude hierüber bei den Fraktionen behinderter Menschen, immerhin hatten sie lange Jahre um dessen Einsetzung ebenso wie für ein Landesgleichstellungsgesetz gekämpft.

Im Bewusstsein dessen erkläre der Behindertenbeauftragte in seinem Redebeitrag, dass er alleine die Probleme behinderter Menschen in Bremen nicht lösen könne und auf die Hilfe des Behindertenparlaments angewiesen ist. Zudem regte er an, im nächsten Jahr nicht nur Vertreter aus der Politik einzuladen, sondern auch einmal Arbeitgeberverbände und das Hotel- und Gaststättengewerbe, um so eine breitere Diskussion zu den Themen Arbeitslosigkeit behinderter Menschen und Barrierefreiheit in Kneipen und Restaurants zu führen.

Die Präsidentin Kassandra Ruhm eröffnete dann mit einem weiteren Novum, indem die Antworten von Politik und Verwaltung auf die Beschlussvorschläge des vergangenen Jahres einer kritischen Betrachtung unterzogen wurden. Kassandra Ruhm fasste die Ergebnisse der Antworten zusammen und ließ das Parlament abstimmen, wie es den Umgang mit seinen letztjährigen Forderungen bewertet. Mit einer roten Karte stimmte, wer die Ergebnisse schlecht fand, eine gelbe Karte signalisierte Unentschlossenheit bei der Bewertung und Grün Zustimmung. Im Ergebnis wurde die Mehrzahl der Beschlussvorschläge aus dem Jahr 2005 mit roten Karten versehen an die anwesenden Politiker zurückgegeben. Diese nahmen in Empfang: Margitta Schmidtke (SPD), Karl Uwe Oppermann und Sandra Ahrens (beide CDU) sowie Dirk Schmitdmann (Bündnis 90 / Die Grünen). Anwesend war in Vertretung für die Sozialsenatorin deren Staatsrat Dr. Joachim Schuster (SPD). Allen Politikern musste durch dieses Verfahren hoffentlich klar werden, dass die Anliegen von Menschen mit Behinderung nicht einfach so mit wenigen Worten und fehlenden Taten beiseite geschoben werden können. 

Der nächste Tagesordnungspunkt „Sonderfahrdienst“ folgte als Ergebnis fortgesetzter, politischer Verantwortungslosigkeit. Zur Erinnerung: Trotz aller Proteste, Demonstrationen, Gespräche und Versprechungen von Sozialpolitiker/innen aller Fraktionen hatte die Sozialdeputation auf ihrer Sitzung Ende Mai 2006 gegen die Stimmen von Bündnis 90 / Die Grünen die Neuregelung der Härtefall-Regelung im Sonderfahrdienst für behinderte Menschen beschlossen. Auch führten Gespräche der Vertreter der Behindertenselbsthilfe und Sozialverbände mit den in der Bremischen Bürgerschaft vertretenen Fraktionen im Vorfeld der Haushaltsberatungen nicht zum Einlenken oder Umdenken der Politik. 350.000 Euro für die Jahre 2006/2007 waren nicht mehr zu finden. Ein wahrhaft sozialpolitischer Skandal, der selbst in Bremen ohne Beispiel ist. Seit dem werden insbesondere Heimbewohner offen diskriminiert – sie sind von den Leistungen der Härtefallregelung ausgeschlossen. „Bremen hat im Bundesvergleich eine der schlechtesten Regelungen“, so das Fazit des Behindertenbeauftragten am 1. Dezember. Die Fraktion der LAG Selbsthilfe nahm die Neuregelungen des Sonderfahrdienstes und andere behindertenpolitische Schweinereien des Jahres 2006 später zum Anlass, erfolgreich einen Missbilligungsantrag gegen die Deputation für Soziales zu stellen. Unter anderem heißt es in dem entsprechenden Papier: „ Die Entscheidungsfindung in der Deputation für Soziales ist seit Jahren davon geprägt, nahezu unreflektiert und gegen alle Widerstände, Vorgaben der Verwaltung 1:1 umzusetzen. Die Funktion, Kontrolle der Verwaltung zu sein, hat dieses Gremium in zentralen Fragen aufgegebenen.“

Es folgte um 11.30 Uhr eine 30minütige Pause mit Lunchpaketen für die Behindertenparlamentarier. Gestärkt gingen alle in den zweiten Teil der Sitzung, diesmal unter der Leitung von Dieter Stegmann. Er führte durch die Tagesordnungspunkte „Kürzungen in der stationären Behindertenhilfe“ und „Neue Beschlussvorschläge zu behindertenpolitischen Themen. Zu ersterem Thema hagelte es Kritik angesichts der im Jahr 2006 beschlossenen Kürzungen um 8 Prozent. Bewohner von Einrichtungen beklagten die mangelhafte Betreuung und forderten bessere Lebensbedingungen in Heimen der Eingliederungshilfe.

Neue Beschlussvorschläge fehlten selbstverständlich in der 14. Sitzung des Behindertenparlaments nicht. Mit den folgenden Anträgen wird sich Politik und Verwaltung sehr bald beschäftigen müssen.

· Beschlussvorschlag 14/1: Fraktion Tagesförderstätte - Keine Kürzung der Eingliederungshilfen!
· Beschlussvorschlag 14/2: Fraktion Werkstattrat der Elbe-Weser Werkstätten, Bremerhaven - Entwurf einer Richtlinie über soziale Gruppenfahrten gemäß § 54 Abs. 1 SGB XII in Verbindung mit § 55 Abs. 2 Nr. 7 und § 58 Nr. 1 SGB IX für das Bundesland Bremen

· Beschlussvorschlag 14/3: Fraktion Selbstbestimmt Leben Bremen e.V. - Die Forderungen des Landesbehindertenbeauftragten und des Arbeitskreises Bremisches Behindertengleichstellungsgesetzes müssen bei der geplanten Änderung der Landesbauordnung berücksichtigt werden
· Beschlussvorschlag 14/4: Fraktion Werkstattrat der Elbe-Weser Werkstätten, Bremerhaven - Umsetzung der Barrierefreiheit in Bremerhavener und Bremer öffentlichen Gebäuden und Behörden und im Straßenverkehr

· Beschlussvorschlag 14/5: Fraktion Forum Barrierefreies  Bremen - Die Barrierefreiheit nach Landesbauordnung (LBO) muss endlich eingehalten werden!

· Beschlussvorschlag 14/6: Fraktion AK Protest - Kein weiterer Bau und Ausbau von Heimen in Bremen

· Beschlussvorschlag 14/7: Fraktion Werkstattrat der Werkstatt Bremen (WfbM) - Keine Anrechnung der Sonderzahlungen und der Erhöhungsbeträge/ Steigerungsstufen auf die Leistungen der Sozialhilfe

· Beschlussvorschlag 14/8: Fraktion der Zeitungsinitiative Irrtu(r)m - Wesentliche Reformen auf dem 2. Arbeitsmarkt
· Beschlussvorschlag 14/9: Zeitungsinitiative Irrtu(r)m - Bessere Dienstleistungen in den Behandlungszentren

· Beschlussvorschlag 14/10: Fraktion LAG Selbsthilfe behinderter Menschen - Missbilligungsantrag gegen die Deputation für Soziales, Jugend, Senioren und Ausländerintegration

· Beschlussvorschlag 14/11: Fraktion des Gesamtelternbeirates in Bremen – Der Studiengang Behindertenpädagogik an der Uni Bremen darf nicht geschlossen werden/ Entwurf für eine neue Sonderpädagogikverordnung

· Beschlussvorschlag 14/12: Antrag von Horst Frehe – Gesetz zur Herstellung der Barrierefreiheit im Öffentlichen Personennahverkehr

(Alle Beschlussvorschläge können in Kopie bezogen werden über die Geschäftsstelle der LAG Selbsthilfe Bremen e.V., Waller Heerstraße 55, 28217 Bremen, Tel.: 0421/ 38 777-14, Fax: 0421/ 38 777-99, Email: info@lags-bremen.de)

Die 12 Beschlussvorschläge erhielten alle die Zustimmung der Mehrheit des Behindertenparlaments und sind auch in diesem Jahr mit der Aufforderung an die zuständigen Politiker und Verwaltungsvertreter versehen, sich mit einer Stellungnahme zu den Forderungen bis zum 31.03.2007 an die LAG Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. zu wenden.

Zum Schluss soll eine weitere Neuerung beim 14. Bremer Behindertenparlament nicht unerwähnt bleiben. In beiden Veranstaltungsteilen konnten während „Aktueller Stunden“ auch all diejenigen ihre Redebeiträge, Kritik und nicht zuletzt Wut zum Ausdruck bringen, die dies nicht mit Beschlussvorschlägen wollten oder konnten. 

Der Arbeitskreis Bremer Protest wollte so ALLEN die Möglichkeit geben, sich zu äußern. Vielleicht ist das nicht immer angesichts der vollen Tagesordnung gelungen. Doch die Vorbereitungsgruppe ebenso wie der Arbeitskreis stehen Verbesserungsvorschlägen stets offen gegenüber.

7.5 Mitarbeit der lags in der Sozialdeputation
Seit vielen Jahren ist die LAGS Bremen anerkannter und ständiger Gast in der staatlichen (mit Bremerhaven) und städtischen (nur Bremen) Deputation für Jugend, Soziales, Senioren und Ausländerintegration. In der Deputation werden alle wichtigen Maßnahmen, Gesetze und Verordnungen, aber auch die finanziellen Rahmenbedingungen für alle Maßnahmen, die diesen Ressortbereich betreffen, erstmals öffentlich beraten und entschieden.

Der Gaststatus der LAGS Bremen in der Deputation bedeutet, dass wir bei jeder Sitzung anwesend sind und beratend mitreden, aber nicht mit abstimmen dürfen.

Gleichwohl gelangen wir auf diesem Wege oftmals frühzeitig an Informationen über Maßnahmen und Entwicklungen, die Menschen mit Behinderungen in vielen Lebensbereichen - von der Frühförderung bis hin zur Versorgung im Alter - in vielfältigen sozialen Beziehungen betreffen können.

Im Berichtszeitrau 2006 – 2007 wurden die Themen des vergangenen Berichtszeitraumes 2005 - 2006 weiter bearbeitet. Durch die bekannten politischen Ereignisse wie Klinik- Affäre , Tod des kleinen Kevin und den damit einhergehenden personellen Veränderungen an der Spitze des Ressorts (Rücktritt von Staatsrat Knigge, Berufung der Staatsrätin Weirauch für die Bereiche Arbeit, Frauen und Gesundheit – Rücktritt der Senatorin Röpke; Berufung der Senatorin Rosenkötter und Einsetzung eines zweiten Staatsrates Schuster für die Bereiche Jugend und Soziales im Ressort) war insgesamt wenig Bewegung und schon gar nicht zum Positiven bei den Themen für die Belange von behinderten Menschen zu sehen.

Die Kürzungen bei der Härtefall-Regelung im Sonderfahrdienst für behinderte Menschen wurden sehr kontrovers abschließend beraten – in der Sozialdeputation gegen den Widerstand von Behinderten- und Sozialverbänden beschlossen und vom Senat letztlich umgesetzt.

Der erste Bericht des Senats zur Umsetzung des Bremischen Landesgleichstellungsgesetzes wurde inzwischen vorgelegt und Ende April 2007 in der Bremischen Bürgerschaft - unter der Mitwirkung des Landesbehindertenbeauftragten Dr. Joachim Steinbrück - diskutiert und zur Kenntnis genommen. Ein Bericht, der das Papier nicht wert ist, auf das er gedruckt wurde! 

Mit vielen Maßnahmen sind wir aus der Sicht behinderter Menschen nicht einverstanden, manches können wir im Diskussionsprozess verändern, vieles leider aber auch nicht verhindern.

7.6 Vierter Barrierefreier GOttesdienst

Am 24. September 2006 konnte in der Friedensgemeinde bereits der 4. Barrierefreie Gottesdienst gefeiert werden, an dem u.a. in der Vorbereitung und Durchführung die LAGS, der Landesverband der Gehörlosen und der Blinden- und Sehbehindertenverein beteiligt waren. Der diesjährige Gottesdienst stand unter dem Motto „Steine im Weg – wir räumen sie alle weg“. 

Als Gastprediger war Wolfgang Döring aus Bielefeld angereist; er ist selbst Pastor in den Bodelschwinghschen Anstalten in Bethel. In seiner Predigt sprach er über Behinderungen und zog eine frühe Verbindung zur biblischen Aussage über Mose, der anscheinend selbst sprachbehindert war. Vor Gott jedoch braucht sich niemand seiner Behinderung wegen schämen oder verstecken, im Gegenteil: Er weiß jeden entsprechend seiner Behinderung einzusetzen. Gottes Wille ist, dass wir Menschen uns gegenseitig ergänzen. Wir können uns somit auf den Weg machen und die Barrieren in unseren Köpfen überwinden, so der Tenor des Gottesdienstes.

Henry Meyer und Pastor Bernd Klingbeil-Jahr führten durch den Gottesdienst, welcher musikalisch wieder von der Schola der St.Marien-Gemeinde unter der Leitung von Patrick George mitgestaltet wurde. Den zweiten gesanglichen Akzentpunkt setzten die Lieder der Sängerin Liesa N., die auch mit ihrem hessischen „Staane im weesch“ den Anstoß zum Gottesdienstmotto gab. 

Nach dem Gottesdienst fand im neuen Café Pax sowie im Garten der Kirche noch ein reger Austausch miteinander statt.

7.7 Familienratgeber der aktion Mensch
Seit die LAGS Bremen e.V. vor bald 4 Jahren die Regionalpartnerschaft für den Familienratgeber der Aktion Mensch übernommen hat, wächst die Anzahl der registrierten Angebote ständig.

Mittlerweile finden Interessierte über 590 Eintragungen zu 14 verschiedenen Themen – und das im Bremer Umkreis von 60 km.

Im vergangenen Jahr wurden vermehrt auch Angebote aus Bremerhaven und dem niedersächsischen Umland in die Internet-Informationsplattform aufgenommen. So finden Menschen mit Behinderungen und ihre Angehörigen sowie die sie betreuenden und beratenden Stellen viele Informationen z.B. zu den Themen Wohnen, Freizeitgestaltung und Selbsthilfe.

Auf Anregung der LAGS Bremen e.V. hat der fachliche Beirat des Familienratgebers beschlossen, sensible Themen wie Sexualität oder Tod und Sterben thematisch auf der Internetseite aufzugreifen. Es gibt Foren, auf denen ein Austausch zwischen Interessierten stattfinden kann, aktuelle Hinweise z.B. zu besonderen Fernsehsendungen oder die Bücherecke, in der Literatur rund um das Thema Behinderung kostenfrei oder zum Herunterladen aus dem Internet angeboten wird.

Ein Klick zu www.familienratgeber.de lohnt sich immer, sei es, um eine bestimmte Einrichtung in der Nähe zu suchen oder auch um zu sehen, welche politischen Entscheidungen, die für Menschen mit Behinderungen wichtig sind, aktuell diskutiert werden.

Für Fragen und Anregungen zum Familienratgeber steht Ihnen Ellen Uebigau zur Verfügung. Sie erreichen Sie über die Geschäftsstelle der LAGS.

7.8 Arbeitsgemeisnschaft AP 2010 beim Senator für Soziales
Mit dem Programm "Innenstadt- und Stadtteilentwicklung in der Stadt Bremen – Aktionsprogramm 2010 – " wird das Ziel verfolgt, die Qualität der Bremischen Stadtstruktur zukunfts- und wettbewerbsfähig zu machen. Das Programm wurde gemeinsam vom Senator für Bau, Umwelt und Verkehr und dem Senator für Wirtschaft und Häfen sowie der Handelskammer Bremen entwickelt und folgt einem integrativen Ansatz. Dieser Ansatz umfasst auch die barrierefreie Aufwertung vorhandener öffentlicher Infrastruktur und bedeutet bessere Erreichbarkeit öffentlich zugänglicher Gebäude, Straßen und Plätze auch für mobilitätsbeeinträchtigte Menschen.

Der Programmteil Barrierefreiheit liegt in der Verantwortung des Senators für Soziales. Von dessen Seite wurde eine Arbeitsgruppe unter Beteiligung behinderter Menschen und deren Interessenvertretung eingerichtet.

Die LAGS hat im Berichtszeitraum in dieser Arbeitsgruppe regelmäßig mitgearbeitet und in Ab- bzw. Rücksprache mit behinderten Menschen und deren Verbänden Empfehlungen zur Vergabe von Projektmitteln für die barrierefreie Gestaltung von öffentlichen Bauten ausgesprochen. So kam es unter Beteiligung der Arbeitsgruppe auch zum Bau der barrierefreien Rampe auf die untere Weserpromenade östlich des Café Ambiente.

7.9 Fünfzehnter Bremer Protesttag am 3. Mai 2007

Der 15. Bremer Protesttag stand im Jahr 2007 unter dem Motto

So will ich wohnen: 
Selbstbestimmt.
In seiner langjährigen Geschichte stieß die Themenwahl im Arbeitskreis Bremer Protest, einem Gremium aus Vertretern der Behindertenselbsthilfe und Behindertenhilfe, das für den Inhalt und Verlauf des Aktionstages verantwortlich zeichnet, immer auf breite Zustimmung. Doch in diesem Jahr wurde in der Vorbereitungsphase ungewöhnlich kontrovers diskutiert. Insbesondere ein großer Einrichtungsträger wandte sich vehement gegen die Idee einer öffentlichen und kritischen Auseinandersetzung mit dem Leben von behinderten Menschen in Heimen und distanzierte sich vom Bremer Protesttag. Ungeachtet dessen verfolgte der Arbeitskreis weiter das Thema, für das sich die Mehrheit seiner Mitglieder ausgesprochen hatte. Bremer Einrichtungsträger wie die Lebenshilfe und das Jugendgemeinschaftswerk stellten sich übrigens nicht nur der Diskussion, sondern unterstützen den AK Protest aktiv bei der Vorbereitung und Durchführung des 15. Bremer Protesttages. 

Anlass für die Themenwahl war die Bundesinitiative „Daheim statt Heim“, die am 1. Dezember 2006 startete. Silvia Schmidt, die Behindertenbeauftragte der sozialdemokratischen Fraktion, hatte mit weiteren Persönlichkeiten aus der Behindertenbewegung, aus Politik und Medien diese Initiative angestoßen.

„Daheim statt Heim“, das heißt für Menschen mit Behinderungen in ihrer eigenen Wohnung im selbst gewählten und gewohnten Umfeld leben zu können. Zur Verwirklichung des gesetzlich normierten Wunsch- und Wahlrechtes müssen sie die nötige Unterstützung bekommen. Um dieses Ziel zu erreichen, fordern die Unterzeichner der Bundesinitiative einen Baustopp für neue Heime, den Abbau bestehender Heimplätze, den flächendeckenden Aus- und Aufbau individueller Unterstützungsangebote für ältere und behinderte Menschen, die Garantie der Wahlmöglichkeiten der Betroffenen, u.a. durch persönliche Budgets, die Gewährleistung des Grundsatzes „Daheim statt Heim“ in allen gesetzes- und verwaltungstechnischen Regelungen auf allen Ebenen und in der Praxis sowie die Beteiligung der Betroffenen an dem Reformprozess nach der Devise „Nichts über uns ohne uns“.

In Anlehnung an die Initiative und deren Forderungen wollte der Arbeitskreis Bremer Protest am 3. Mai 2007 auf die Wohnsituation behinderter Menschen nicht nur aufmerksam machen, sondern auch eigene Positionen finden und Perspektiven für ein Daheim statt im Heim in Bremen entwickeln.

Nach mehrmonatiger Vorbereitung begrüßte der Moderator Patrick George vom Landesverband der Gehörlosen am Morgen des 3. Mai 2007 ca. 200 Gäste im Großen Saal der Friedensgemeinde. George berichtete von seiner Wohnsituation mit Ehefrau und zwei Kindern. Humorvoll stellte er fest, dass ihm seine Frau zwar manchmal wie eine Heimleitung vorkäme, doch letztlich könne er selbstbestimmt über alles entscheiden, was seine Wohnsituation im eigenen Haus betrifft. Entscheidungen, die viele Heimbewohner nicht treffen könnten. Eine These, die in zwei Arbeitsgruppen näher untersucht werden sollte. Dazu gab es folgende Angebote.

· „Infobörse Wohnen“ veranstaltet vom Landesbehindertenbeauftragten, 

Selbstbestimmt Leben und dem Werkstattrat

· „Und wo wohnst Du? – Sein in den eigenen vier Wänden“ von Henry Meier (AK

Bremer Protest)

Darüber hinaus gab es zwei weitere Veranstaltungen:

· „Protest sichtbar machen“ von Anja Stöver (Jugendgemeinschaftswerk)

· Videofilm: Verrückt nach Paris

In der ersten Arbeitsgruppe stellten behinderte Menschen vor, wie sie wohnen. Eine Frau berichtete vom Leben im Heim, zwei Rollstuhlfahrer von ihren Erfahrungen in der eigenen Wohnung. Einer der Männer lebte fast 20 Jahre im Heim und wechselte dann in die eigenen vier Wände. Ins Heim wolle er nie wieder zurück. Sein Appell an den anwesenden Staatsrat Dr. Joachim Schuster: „Behinderte Menschen brauchen ein Wahlrecht, wie sie wohnen möchten. Es muss endlich der Grundsatz ambulant vor stationär mit Leben gefüllt werden.“ Ein weiteres Problem in Bremen: Es gibt zu wenig barrierefreie, bezahlbare Wohnungen für Rollstuhlfahrer. Hier ist Politik weiter gefragt. Zahlreiche Fragen gab es im Laufe des Vormittags auch zum Thema persönliches Budget. Der Landesbehindertenbeauftragte Dr. Joachim Steinbrück gab erste Antworten ebenso wie der Staatsrat. Steinbrück kündigte an, im Laufe des Sommers eine Tagung zum persönlichen Budget auf den Weg zu bringen.

Kurioses war in der zweiten Arbeitsgruppe zu hören. Da habe man das Zimmer eines Bewohners einfach mal von der Heimleitung als Büro eingesetzt, da der eigentliche Arbeitsplatz gerade anderweitig gebraucht wurde. Andere Stimmen: „Wir versauern im Heim!“ oder „Ich habe keine Freiheiten dort, wo ich lebe!“ Doch auch Positives zum Heimleben war zu hören. So erklärte ein Teilnehmer der Arbeitsgruppe: „Meine Privatsphäre wird respektiert und ich fühle mich wohl im Heim.“

Um 12.30 Uhr versammelten sich alle noch einmal zu einer großen Runde im Saal. Hier berichteten die Leiter der Arbeitsgruppen vom Verlauf der Diskussion, den Ergebnissen und Forderungen. Es wurde klar, dass das Thema nur andiskutiert werden konnte und weiter ganz vorne auf der Tagesordnung der Bremer Behindertenbewegung stehen wird. Eine Sicht, die auch den anwesenden Vertretern der Presse mit auf den Weg gegeben wurde.

Die Kirchenglocken riefen um 13 Uhr die Teilnehmer des Protesttages auf die Straße. Mehrere hundert Demonstranten zogen während eines fast zweistündigen Marsches Richtung Kundgebungsplatz, dem Domshof. Ein Zwischenstopp erfolgte vor dem Bremer Hauptbahnhof, wo Dieter Stegmann von der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen sprach: „Bremen hat gegenwärtig die höchste Heimdichte aller Bundesländer. Da muss endlich ein Umdenken stattfinden! Wir sind dafür, dass niemand gegen seinen Willen oder aus Kostengründen in einer stationären Einrichtung untergebracht werden darf.“ Stegmanns Forderungen: Mehr bezahlbare barrierefreie Wohnungen, mehr Plätze im betreuten Wohnen als Vorstufe zu einem selbständigen Leben in den eigenen vier Wänden und mehr Assistenz zur Unterstützung von Menschen mit Behinderung.

Weitere Redebeiträge folgten am Ende der Demo auf dem Kundgebungsplatz. Wilhelm Winkelmeier beispielsweise lenkte den Blick noch einmal auf den Sonderfahrdienst. Im Sommer 2006 wurden die Zahlungen für Heimbewohner eingestellt. Doch der Widerstand der Behindertenselbsthilfe hat sich gelohnt. Seit kurzem haben Heimbewohner wieder Anspruch auf Leistungen. Winkelmeiers Appell: „Unser stetiger Protest hat zu beachtlichen Erfolgen geführt. Zu den besonderen gehört sicher der Landesbehindertenbeauftragte. Es lohnt sich zu kämpfen und auch in den nächsten Jahren Bremer Protesttage gegen Diskriminierung behinderter Menschen zu organisieren.“

8. Zusammenschluss verbandsklageberechtigter Verbände
Ende März 2006 hat sich in Bremen die Arbeitsgemeinschaft verbandsklageberechtigter Behindertenverbände gegründet.

Nach dem Bremischen Behindertengleichstellungsgesetz (BremBGG) können Behindertenverbände, die nach diesem Gesetz anerkannt sind, gegen bestimmte Gesetzesverstöße eine Verbandsklage erheben. Dies ist beispielsweise bei einer Verletzung der Verpflichtung der öffentlichen Hand gegeben, Neu- und Umbauten barrierefrei zu gestalten. Außerdem räumt das Behindertengleichstellungsgesetz den anerkannten Verbänden Beteiligungsrechte bei den Rechtsverordnungen nach dem BremBGG sowie bei dem Bericht über die Lage von Menschen mit Behinderung ein, den der Senat einmal in jeder Wahlperiode zu erstatten hat. 

Mit der Gründung ihrer Arbeitsgemeinschaft wollen die Behindertenorganisationen die Umsetzung des Behindertengleichstellungsgesetzes fördern und ihre Arbeit besser koordinieren. Der Arbeitsgemeinschaft gehören der Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen e. V., die LAG Selbsthilfe, der Landesverband der Gehörlosen, der Landesverband Bremen des Sozialverbandes Deutschland, die Lebenshilfe Bremen sowie Selbstbestimmt Leben e. V. an.

Erstmals haben die Verbände im Zusammenhang mit der nicht vorhandenen Barrierefreiheit im Sozialzentrum Süd (Große Sortilienstrasse 2-18) im Dezember 2006 von der Möglichkeit der Einleitung eines Widerspruchsverfahrens als Vorstufe zur Verbandsklage Gebrauch gemacht (vgl. 8.2). Dadurch sind vielfältige Aktivitäten in Gang gekommen – der Ausgang des Verfahrens ist noch offen.

8.1 Verbände warnen vor LBO-Novelle
Die geplanten Änderungen der Bremischen Landesbauordnung (LBO) würden vermehrt zu Neubauten führen, die vor allem für Rollstuhlfahrer und gehbehinderte Menschen weder zugänglich noch nutzbar sind. Diese Auffassung vertraten Vertreter der LAG Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen, von SelbstBestimmt Leben und des Forum Barrierefreies Bremen auf einer Pressekonferenz Ende Dezember 2006.

Die LBO-Novelle soll einerseits einen Beitrag leisten zu einer Vereinheitlichung des Bauordnungsrechts auf Bundesebene; andererseits soll Bürokratie abgebaut werden, indem das Baugenehmigungsverfahren vereinfacht wird.

„Dagegen wäre im Prinzip nichts einzuwenden,“ so Horst Frehe (SelbstBestimmt Leben). „Doch in der vorgeschlagenen Form führt das dazu, dass Kompromisse zwischen Politik und Behindertenverbänden darüber, was und wie barrierefrei gebaut werden muss, wieder in Frage gestellt werden.“

So wäre in Zukunft noch mehr damit zu rechnen, dass beispielsweise selbst neu errichtete Gaststätten weder stufenlos zugänglich gebaut werden noch ein für behinderte Menschen nutzbares WC haben. Denn noch mehr Bauherren dürften dann im Prinzip selbst entschei​den, wie viel Barrierefreiheit ihnen „zuzumuten“ ist. Und für Kindergärten oder Altenwohnheime, für die bislang besonders weitgehende Anforderungen galten, würde Barrierefreiheit zur Verhandlungssache zwischen Bauherren und Bauverwaltung.

Dazu Dieter Stegmann (LAG Selbsthilfe): „Jetzt schon sind eine Reihe von Vorschriften nicht viel wert, weil die Baubehörde oft nicht genug auf deren Einhaltung pocht. In Zukunft kann sie sich möglicherweise selbst das weitgehend sparen, indem sie gar nicht mehr prüft oder freizügig Ausnahmegenehmigungen verteilt.“

Stegmann und Frehe, beide Rollstuhlfahrer, sind vor allem zwei Forderungen wichtig, die auch der Landesbehindertenbeauftragte Dr. Joachim Steinbrück in einer offiziellen Stellungnahme zur geplanten Gesetzesänderung formuliert hat:

Neubauten dürfen nur dann vom Baugenehmigungsverfahren frei gestellt werden, wenn die Bauherren sich verpflichten, die geltenden Vorgaben zum barrierefreien Bauen ohne Wenn und Aber zu erfüllen.

Den Behindertenverbänden muss ein Verbandsklagerecht auch im Baubereich eingeräumt werden, damit die Bauordnungsbehörden das Thema Barrierefreiheit ernster nehmen als in der Vergangenheit.

8.2 Sozialzentrum Süd – Verbände wehren sich mit Verbandsklage
Ungeachtet der mehrfachen Kritik und der Proteste von Behindertenverbänden und des Landesbehindertenbeauftragten hat das Sozialzentrum Süd neue Räumlichkeiten in der Großen Sortilienstraße bezogen, obwohl diese für viele behinderte Menschen nicht barrierefrei nutzbar sind. Im Mittelpunkt der Kritik steht der Fahrstuhl, der für viele Rollstuhlfahrer zu klein ist und über keine Stockwerksansage für blinde und sehbehinderte Menschen verfügt. 

Die Schwachpunkte waren frühzeitig bekannt, doch offensichtlich hofften die Verantwortlichen, die Sache aussitzen zu können. Nachdem der Landesbehindertenbeauftragte den Umzug offiziell gerügt hatte, haben sich die LAG Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen (LAGS) und SelbstBestimmt Leben (SL) entschlossen, erstmalig von ihrem Verbandsklagerecht nach Bundes- und Landesrecht Gebrauch zu machen und die Stadtgemeinde wegen Benachteiligung behinderter Menschen vor Gericht zu zitieren. Dem vorgeschaltet ist ein Widerspruchsverfahren seitens der Verbände.

Auszug aus dem Widerspruch:

„Der Verein Selbstbestimmt Leben e.V. ist als bevollmächtigte Untergliederung auf Ebene des Landes Bremen des Bundesverbandes Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben Deutschland e.V. aktiv legitimiert als verbandsklageberechtigter Verband nach § 13 Abs. 3 Behindertengleichstellungsgesetz des Bundes (BGG) die Interessen behinderter Menschen nach diesem Gesetz wahrzunehmen. Die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe Bremen e.V. ist als verbandsklageberechtigter Verband nach § 12 Abs. 4 Bremisches Behindertengleichstellungsgesetz (BremBGG) vom Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales auf Landesebene anerkannt worden. Beide Verbände nehmen die Interessen behinderter Menschen im Lande Bremen wahr und sind daher aktiv legitimiert gemeinsam diesen Widerspruch einzulegen.

Gegen die Feststellung der Rechtmäßigkeit des Umzuges des Amtes für Soziale Dienste – Sozialzentrum Süd in das Gebäude Große Sortillienstraße 2 – 18 legen wir 

W i d e r s p r u c h

ein. Zur Begründung des Widerspruches führen wir folgendes aus:

I. Rechtsverstoß

Das Gebäude ist nicht barrierefrei im Sinne von § 4 BGG und § 4 BremBGG. Damit werden zwingende landesrechtliche und bundesrechtliche Normen verletzt.

1. Verstoß gegen die Barrierefreiheitsverpflichtung nach § 8 Abs. 1 BremBGG

Nach § 8 Abs. 1 BremBGG sollen Neubauten sowie große Um- oder Erweiterungsbauten der in § 5 BremBGG genannten Stellen entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik barrierefrei gestaltet werden. Von diesen Anforderungen kann abgewichen werden, wenn mit einer anderen Lösung in gleichem Maße die Anforderungen an die Barrierefreiheit erfüllt werden oder wenn die Anforderungen an Neubauten und große Um- und Erweiterungsbauten nur mit einem unverhältnismäßigen Mehraufwand erfüllt werden können.

Aus § 5 BremBGG ergibt sich, dass auch dann, wenn die dort genannten Stellen nicht selbst bauen oder umbauen, sondern ein Gebäude lediglich anmieten, diese auf die Herstellung der Barrierefreiheit hinzuwirken haben. 

Vor der Anmietung des Gebäudes wurden mit dem künftigen Vermieter umfangreiche Umbauten verabredet, um das Gebäude für die Nutzung des Sozialzentrums Süd umzugestalten. Die Herstellung einer ausreichenden Barrierefreiheit wurde dabei nicht vereinbart. Hieraus ergibt sich der Verstoß nach § 8 Abs. 1 BremBGG i.V.m. § 5 BremBGG. 

2. Verstoß gegen § 53 Abs. 2 Nr. 3 Bremische Landesbauordnung (BremLBO)

Nach § 53 Abs. 2 Nr. 3 BremLBO sind genehmigungspflichtige Neu- und Umbaumaßnahmen von Büro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebäuden barrierefrei zu gestalten. Der umfangreiche Umbau des Gebäudes wurde nicht barrierefrei gestaltet. Eine Baugenehmigung wurde rechtswidrig zunächst nicht eingeholt. Die Herstellung eines barrierefreien Aufzuges ist nicht beabsichtigt. 

3. Verstoß gegen § 17 Abs. 1 Nr. 4 Sozialgesetzbuch – Allgemeiner Teil (SGB I)

§ 17 Abs. 1 Nr. 4 SGB I schreibt vor, dass Sozialleistungsträger verpflichtet sind, darauf hinzuwirken, dass die Verwaltungs- und Dienstgebäude frei von Zugangs- und Kommunikationsbarrieren sind. Das Gebäude wird von einem Träger der Sozialleistungen genutzt, so dass auf die Barrierefreiheit hinzuwirken ist. Dieses ist unterblieben.

4. Verstoß gegen § 8 Abs. 1 BGG i.V.m. § 7 Abs. 1 Satz 2 BGG

Mit § 8 Abs. 1 BGG wird zunächst der Bund mit seinen Körperschaften dazu verpflichtet, seine Gebäude barrierefrei zu gestalten. Nach § 7 Abs. 1 Satz 2 BGG gilt diese Verpflichtung zur Beachtung der Ziele des § 1 BGG bei der Planung von Maßnahmen auch für Landesverwaltungen, soweit sie Bundesrecht ausführen. Das ist hier der Fall. Die Landesverwaltungen haben daher Benachteiligungen behinderter Menschen bei der Planung von Maßnahmen – hier Umzug in ein neues Gebäude – zu unterlassen. Durch die unzureichende barrierefreie Gestaltung benachteiligt das Amt für Soziale Dienste, das u.a. das SGB XII ausführt, behinderte Menschen im Sinne des § 7 Abs. 2 BGG, weil es sie ohne zwingenden Grund anders als nicht behinderte behandelt und damit ihre gleichberechtigte Teilhabe beeinträchtigt. Behinderte, auf den Rollstuhl angewiesene Personen können nicht wie nicht behinderte ihren Sachbearbeiter selbständig aufsuchen, sondern werden auf einen Besprechungsraum im Erdgeschoss verwiesen, in dem sie auf ihren Gesprächspartner warten müssen. [...]“
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